
 

  

S 1 KA 137/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Vertragsärztliche Versorgung

Abrechnungsprüfung
Behandlung in Notfallambulanz eines
Krankenhauses
Vergütungsanspruch nicht
ausgeschlossen, wenn Versicherter
anschließend in anderes Krankenhaus
aufgenommen wird
Transport in Notfallambulanz mit
Rettungswagen
Behandlungen zu sprechstundenüblichen
Zeiten

Leitsätze Ein vertragsärztlicher
Vergütungsanspruch für die Behandlung
eines Versicherten in der Notfallambulanz
eines Krankenhauses wird nicht dadurch
ausgeschlossen, dass der Versicherte
anschließend in ein anderes Krankenhaus
aufgenommen wird als dasjenige, an das
die Notfallambulanz angegliedert ist.

Normenkette SGB V § 106a Abs 2 S 1 Halbs 1 F:
2003-11-14
SGB V § 106d Abs 2 S 1 Halbs 1 F:
2015-07-16
SGB V § 12 Abs 1
SGB V § 39 Abs 1 S 2
SGB V § 75 Abs 1 S 2 F: 1997-06-23
SGB V § 75 Abs 1b S 1 F: 2015-07-16
SGB V § 75 Abs 1b S 2 F: 2015-07-16
SGB V § 75 Abs 1b S 6 F: 2015-07-16
SGB V § 76 Abs 1 S 2
SGB V § 82 Abs 1
SGB V § 85 Abs 1
SGB V § 112 Abs 2 S 1 Nr 1
SGB V § 133
EKV-Ä § 19
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EKV-Ä § 33 Abs 1
BMV-Ä § 41 Abs 1
KHEntgG § 7 Abs 1 S 2
KHEntgG § 9 Abs 1 S 1
FPVBG § 1 Abs 1 S 2 J: 2011
FPVBG § 1 Abs 1 S 3 Halbs 1 J: 2011
FPVBG § 3 J: 2011
RettDG BB § 3 Abs 2 J: 2008
RettDG BB § 3 Abs 3 J: 2008
RettDG BB § 12 Abs 1 J: 2008

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 KA 137/14
Datum 22.02.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 24 KA 25/17
Datum 23.03.2018

3. Instanz

Datum 11.09.2019

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 23. MÃ¤rz 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte trÃ¤gt auch
die Kosten des Revisionsverfahrens.

GrÃ¼nde:

I

1

Die Beteiligten streiten um die RechtmÃ¤Ã�igkeit einer sachlich-rechnerischen
Richtigstellung von Leistungen, die im Quartal 4/2011 in der Notfallambulanz des
Krankenhauses der KlÃ¤gerin erbracht worden sind.

2

Die KlÃ¤gerin betreibt die S. Klinik L., an die im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
eine Notfallambulanz angegliedert war. Die beklagte KÃ�V setzte das Honorar der
KlÃ¤gerin fÃ¼r das Quartal 4/2011 unter sachlich-rechnerischer Richtigstellung der
fÃ¼r 20 BehandlungsfÃ¤lle abgerechneten Leistungen mit Bescheid vom 26.4.2012
fest. In diesen FÃ¤llen waren Patienten im Anschluss an die Behandlung in der
Notfallambulanz der KlÃ¤gerin in einem anderen Krankenhaus stationÃ¤r behandelt
worden. Die Beklagte begrÃ¼ndete die Richtigstellung damit, dass die
anschlieÃ�end durchgefÃ¼hrte stationÃ¤re Behandlung einem Anspruch auf
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VergÃ¼tung fÃ¼r eine ambulante Behandlung entgegenstehe. Der hiergegen
gerichtete Widerspruch der KlÃ¤gerin blieb ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom
2.10.2014). Mit Bescheid vom 14.7.2016 Ã¤nderte die Beklagte den
Honorarbescheid unter anderem fÃ¼r das streitgegenstÃ¤ndliche Quartal 4/2011
im Hinblick auf die rÃ¼ckwirkende Neubewertung von Leistungen der ambulanten
Notfallbehandlung (BeschlÃ¼sse des Bewertungsausschusses in der 341., 344. und
354. Sitzung) zugunsten der KlÃ¤gerin, lieÃ� aber die og 20 BehandlungsfÃ¤lle
weiterhin unvergÃ¼tet.

3

Das SG hat die Klage abgewiesen. Die Beklagte habe die beanstandeten 20
BehandlungsfÃ¤lle im Rahmen der sachlich-rechnerischen Richtigstellung zu Recht
von der VergÃ¼tung ausgenommen. Aufgrund der in der Notfallambulanz der
KlÃ¤gerin getroffenen Entscheidung Ã¼ber die Notwendigkeit einer
Krankenhausbehandlung und der unmittelbar folgenden Aufnahme in ein anderes
Krankenhaus habe ein einheitlicher stationÃ¤rer Behandlungsfall vorgelegen.

4

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin hat das LSG die Entscheidung des SG aufgehoben
und die Beklagte unter Ã�nderung der angefochtenen Bescheide verpflichtet, die
streitbefangenen 20 BehandlungsfÃ¤lle zu vergÃ¼ten. Bei den Notfallbehandlungen
handle es sich trotz Feststellung der KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit noch
nicht um stationÃ¤re Behandlungen. Entscheidend sei, dass keine Aufnahme in das
von der KlÃ¤gerin betriebene Krankenhaus stattgefunden habe. Deshalb sei auch
kein Fall der Verlegung in ein anderes Krankenhaus gegeben. Die Beklagte kÃ¶nne
auch keine Rechte aus dem zwischen den KrankenkassenverbÃ¤nden und der
Landeskrankenhausgesellschaft in Brandenburg geschlossenen Vertrag Ã¼ber
allgemeine Bedingungen der Krankenhausbehandlung oder aus der
Bundespflegesatzverordnung ableiten.

5

Mit ihrer Revision macht die Beklagte geltend, dass in den streitbefangenen
BehandlungsfÃ¤llen allein stationÃ¤re Leistungen durch ein nach Â§ 108 SGB V
zugelassenes Krankenhaus erbracht worden seien und deshalb ein Anspruch zu
Lasten der GesamtvergÃ¼tung nicht bestehe. Zwar habe es sich um NotfÃ¤lle
gehandelt, doch seien diese nicht dem Bereich der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
zuzuordnen. Der vertragsÃ¤rztliche Sicherstellungsauftrag und damit auch der
vertragsÃ¤rztliche Notdienst umfasse keine Krankenhausbehandlung, sondern stelle
allein eine Versorgung auÃ�erhalb der Sprechstunden sicher. Aufgrund der
festgestellten KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit hÃ¤tte auch ein Vertragsarzt
die notwendige Ã¤rztliche Behandlung nicht erbringen dÃ¼rfen, sondern die
Versicherten an ein Krankenhaus verweisen mÃ¼ssen. FÃ¼r sonstige Ã�rzte, die
auf der Grundlage des Â§ 76 Abs 1 Satz 2 SGB V Notfallleistungen erbringen,
kÃ¶nne nichts anderes gelten. Eine Zuordnung zum stationÃ¤ren Sektor ergebe sich
auch bereits daraus, dass sich die Patienten selbst nicht als vertragsÃ¤rztliche
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NotfÃ¤lle eingestuft hÃ¤tten.

6

Das LSG habe verkannt, dass hier allenfalls BehandlungsfÃ¤lle des notÃ¤rztlichen
Rettungsdienstes vorgelegen hÃ¤tten. Der notÃ¤rztliche Rettungsdienst sei jedoch
nach Â§ 75 Abs 1 Satz 2 Halbsatz 2 SGB V vom Sicherstellungsauftrag der KÃ�Ven
ausgenommen. Alle Patientendokumentationen hÃ¤tten hier schwerwiegende akute
GesundheitsstÃ¶rungen ausgewiesen. In acht FÃ¤llen seien die Patienten mit dem
Rettungswagen in die Notfallambulanz gebracht und demnach durch den Notarzt
erstversorgt worden. Daher sei die Notfallsituation bei Erreichen der
Notfallambulanz bereits beendet gewesen. Aufgrund der
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit der eingelieferten Patienten scheide eine
ambulante vertragsÃ¤rztliche Behandlung aus, weil diese nicht ausreichend
gewesen wÃ¤re und damit gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot verstoÃ�en hÃ¤tte.
Entgegen der Auffassung des LSG sei auch das Kriterium der fehlenden Aufnahme
in das eigene Krankenhaus kein geeigneter MaÃ�stab fÃ¼r die Differenzierung
zwischen stationÃ¤rer und ambulanter Versorgung. DarÃ¼ber hinaus seien die
Patienten aber auch in den Krankenhausbetrieb der KlÃ¤gerin eingegliedert
gewesen. Der Inhalt des auf Landesebene geschlossenen Vertrages nach Â§ 112
Abs 2 Nr 1 SGB V spreche dafÃ¼r, dass das Handeln der KlÃ¤gerin stationÃ¤rer
Natur gewesen sei. Nach Â§ 4 Satz 1 und 2 des Vertrages stelle die
Aufnahmeuntersuchung einen Teil der stationÃ¤ren Krankenhausleistung dar und
werde bei Weiterbehandlung in einem anderen Krankenhaus nicht gesondert
vergÃ¼tet.

7

SchlieÃ�lich verstoÃ�e das Urteil des LSG gegen den durch das BSG
hervorgehobenen SubsidiaritÃ¤tsgrundsatz, nach dem zu sprechstundenÃ¼blichen
Zeiten kein Notfall iS des Â§ 76 Abs 1 Satz 2 SGB V angenommen werden kÃ¶nne.
FÃ¼nf der 20 umstrittenen BehandlungsfÃ¤lle seien zu sprechstundenÃ¼blichen
Zeiten versorgt worden.

8

Die Beklagte beantragt, das Urteil des LSG Berlin-Brandenburg vom 23.3.2018
aufzuheben und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SG Potsdam vom
22.2.2017 zurÃ¼ckzuweisen.

9

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

10

Die Beklagte habe bereits keinen Revisionsgrund gemÃ¤Ã� Â§ 162 SGG
vorgetragen. Soweit die KlÃ¤gerin eine Verletzung des Â§ 76 Abs 1 Satz 2 SGB V
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aufgrund einer unzutreffenden Abgrenzung zwischen dem ambulanten und dem
stationÃ¤ren Versorgungsbereich rÃ¼ge, sei dem entgegenzuhalten, dass die
Vorschrift zu dieser Abgrenzungsfrage keine Aussage treffe.

11

In Ã�bereinstimmung mit der Auffassung des LSG sei der stationÃ¤re
Versorgungsbereich nicht bereits erÃ¶ffnet, wenn nach dem Behandlungsplan des
behandelnden Arztes zum Zeitpunkt der Vorstellung des Patienten eine stationÃ¤re
Aufnahme in einem anderen Krankenhaus erfolgen solle. Die in der Notfallambulanz
durchgefÃ¼hrten Behandlungen kÃ¶nnten ferner nicht dem Rettungsdienst
zugerechnet werden, und auch eine Einweisung durch den Rettungsdienst habe
nicht stattgefunden. Eine stationÃ¤re Behandlung der Patienten im eigenen
Krankenhaus sei ausgeschlossen gewesen, weil die erforderlichen Fachdisziplinen
nicht vorgehalten wÃ¼rden. Deshalb sei nur die erforderliche Erstversorgung in der
Ambulanz durchgefÃ¼hrt worden.

II

12

Die Revision der Beklagten hat keinen Erfolg.

13

A. Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin ist die Revision der Beklagten zulÃ¤ssig.
Indem die Beklagte eine fehlerhafte Anwendung ua des Â§ 76 Abs 1 Satz 2 SGB V
durch das LSG rÃ¼gt, macht sie die Verletzung einer Vorschrift des Bundesrechts iS
des Â§ 162 SGG geltend.

14

B. Die Revision ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das LSG hat das klageabweisende
Urteil zu Recht aufgehoben, den angefochtenen Bescheid der Beklagten vom
26.4.2012 (idF des Widerspruchsbescheides vom 2.10.2014 und des
Ã�nderungsbescheides vom 14.7.2016) geÃ¤ndert und die Beklagte verpflichtet, die
20 streitbefangenen BehandlungsfÃ¤lle zu vergÃ¼ten.

15

1. Rechtsgrundlage der sachlich-rechnerischen Richtigstellung, deren
RechtmÃ¤Ã�igkeit hier im Streit steht, ist Â§ 106a Abs 2 Satz 1 Halbsatz 1 SGB V
(hier noch idF des GKV-Modernisierungsgesetzes vom 14.11.2003, BGBl I 2190 (aF);
heute Â§ 106d Abs 2 Satz 1 Halbsatz 1 SGB V). Danach stellt die KÃ�V die sachliche
und rechnerische Richtigkeit der Abrechnungen der an der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung teilnehmenden Ã�rzte und Einrichtungen fest. Die PrÃ¼fung auf
sachlich-rechnerische Richtigkeit der Abrechnungen des Vertragsarztes zielt auf die
Feststellung, ob die Leistungen rechtmÃ¤Ã�ig, also im Einklang mit den
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gesetzlichen, vertraglichen oder satzungsrechtlichen Vorschriften des
Vertragsarztrechts â�� mit Ausnahme des Wirtschaftlichkeitsgebots â�� erbracht
und abgerechnet worden sind (vgl BSG Urteil vom 29.11.2017 â�� B 6 KA 33/16 R
â�� SozR 4-2500 Â§ 106a Nr 17 RdNr 19; BSG Urteil vom 2.4.2014 â�� B 6 KA 20/13
R â�� SozR 4-2500 Â§ 117 Nr 6 RdNr 13, jeweils mwN). Gegenstand der
AbrechnungsprÃ¼fung ist auch die Abrechnung von Notfallbehandlungen, die durch
nicht an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmende KrankenhÃ¤user
erbracht werden, da infolge der Gleichstellung der in NotfÃ¤llen tÃ¤tigen
KrankenhÃ¤user mit VertragsÃ¤rzten die fÃ¼r die Abrechnung maÃ�geblichen
Bestimmungen des Vertragsarztrechts insoweit entsprechend gelten (BSG Urteil
vom 12.12.2012 â�� B 6 KA 3/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 13 RdNr 12; BSG
Urteil vom 10.12.2008 â�� B 6 KA 37/07 R â�� BSGE 102, 134 = SozR 4-2500 Â§
295 Nr 2, RdNr 14).

16

2. Die Beklagte war in den 20 streitbefangenen BehandlungsfÃ¤llen nicht
berechtigt, eine sachlich-rechnerische Richtigstellung vorzunehmen. Die KlÃ¤gerin
hat Anspruch darauf, dass die Beklagte die erbrachten Leistungen vergÃ¼tet.

17

a) Das Recht der Versicherten zur freien Arztwahl nach Â§ 76 Abs 1 Satz 2 SGB V
umfasst die MÃ¶glichkeit der Inanspruchnahme von KrankenhÃ¤usern in NotfÃ¤llen
(vgl BSG Urteil vom 28.6.2017 â�� B 6 KA 12/16 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 19
RdNr 29; grundlegend bereits zur Rechtslage unter Geltung der RVO: BSG Urteil
vom 24.10.1961 â�� 6 RKa 19/60 â�� BSGE 15, 169, 173 ff = SozR Nr 1 zu Â§ 368d
RVO). FÃ¼r den Bereich der ambulanten Ã¤rztlichen Behandlung ist in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung geklÃ¤rt, dass eine solche Notfallbehandlung von Versicherten
durch NichtvertragsÃ¤rzte der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zuzurechnen ist und
dass die im Rahmen einer solchen Behandlung erbrachten Leistungen aus der
GesamtvergÃ¼tung zu vergÃ¼ten sind (BSG Urteil vom 3.4.2019 â�� B 6 KA 67/17
R â�� SozR 4 (vorgesehen) RdNr 16; BSG Urteil vom 19.8.1992 â�� 6 RKa 6/91 â�� 
BSGE 71, 117, 118 f = SozR 3-2500 Â§ 120 Nr 2 S 12 f; BSG Urteil vom 24.10.1961
â�� 6 RKa 19/60 â�� BSGE 15, 169, 173 ff = SozR Nr 1 zu Â§ 368d RVO).

18

b) Zutreffend geht das LSG davon aus, dass es sich bei den streitbefangenen
BehandlungsfÃ¤llen um NotfÃ¤lle gehandelt hat. Ein Notfall iS des Â§ 76 Abs 1 Satz
2 SGB V liegt vor, wenn aus medizinischen GrÃ¼nden eine umgehende Behandlung
des Patienten notwendig ist und ein Vertragsarzt nicht in der notwendigen Eile
herbeigerufen oder aufgesucht werden kann (BSG Urteil vom 1.2.1995 â�� 6 RKa
9/94 â�� SozR 3-2500 Â§ 76 Nr 2 S 4 = juris RdNr 17; vgl auch BSG Urteil vom
20.4.2016 â�� B 3 KR 18/15 R â�� SozR 4-2500 Â§ 132a Nr 9 RdNr 31; BSG Urteil
vom 18.7.2006 â�� B 1 KR 9/05 R â�� juris RdNr 18, jeweils mwN). Nach den
bindenden Feststellungen des LSG bestanden bei den Patienten in den der sachlich-
rechnerischen Richtigstellung zugrunde liegenden BehandlungsfÃ¤llen Symptome,
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die mindestens eine dringliche AbklÃ¤rung erforderlich machten (ua Anzeichen
eines Schlaganfalls, KrampfanfÃ¤lle, dauerhaftes Nasenbluten, Verbrennungen,
Atembeschwerden bei Herzinsuffizienz, Verdacht einer schweren Psychose oder
massive Kopfschmerzen). Das wird auch von der Beklagten nicht in Zweifel
gezogen.

19

Die KlÃ¤gerin hat auch keine Ã¼ber die Notfallversorgung hinausgehende
Behandlung in der Notfallambulanz vorgenommen, die nicht nach Â§ 76 Abs 1 Satz
2 SGB V zu vergÃ¼ten wÃ¤re. Die Notfallbehandlung ist allein auf die
Erstversorgung ausgerichtet. Behandlungen sind darauf zu konzentrieren, Gefahren
fÃ¼r Leib und Leben und unzumutbare Schmerzen der Patienten zu begegnen und
die Notwendigkeit einer stationÃ¤ren Behandlung abzuklÃ¤ren (BSG Urteil vom
12.12.2012 â�� B 6 KA 5/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 115 Nr 1 RdNr 15; zuletzt: BSG
Urteil vom 26.6.2019 â�� B 6 KA 68/17 R â�� RdNr 23, zur VerÃ¶ffentlichung in
SozR 4 vorgesehen). Die KlÃ¤gerin hat allein in diesem Umfang Leistungen erbracht
und abgerechnet. Nach den vom LSG getroffenen Feststellungen besteht auch kein
Anlass zu Zweifeln, dass die KlÃ¤gerin die abgerechneten Leistungen in
Ã�bereinstimmung mit den Vorgaben aus der Leistungslegende der entsprechenden
GebÃ¼hrenordnungspositionen im Einheitlichen BewertungsmaÃ�stab fÃ¼r
Ã¤rztliche Leistungen (EBM-Ã�) tatsÃ¤chlich erbracht hat. Auch das hat keiner der
Beteiligten in Frage gestellt.

20

c) Dem VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin steht nicht entgegen, dass es sich bei
den streitbefangenen Behandlungen um stationÃ¤re Krankenhausbehandlungen
handeln wÃ¼rde.

21

aa) Die Beklagte geht im Grundsatz zutreffend davon aus, dass ein ihr gegenÃ¼ber
bestehender VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin davon abhÃ¤ngt, dass die
abgerechneten Leistungen der ambulanten vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
zuzurechnen sind. Ist das nicht der Fall, weil eine stationÃ¤re Leistung erbracht
worden ist, scheidet ein VergÃ¼tungsanspruch gegen die KÃ�V aus (BSG Urteil vom
8.9.2004 â�� B 6 KA 14/03 R â�� SozR 4-2500 Â§ 39 Nr 3 S 23 = juris RdNr 17),
sofern â�� wie hier â�� nicht die Erbringung belegÃ¤rztlicher Leistungen in Frage
steht. Die GesamtvergÃ¼tung, die die KÃ�V in Anwendung eines
HonorarverteilungsmaÃ�stabs an die Ã�rzte, Psychotherapeuten, Medizinische
Versorgungszentren und ermÃ¤chtigte Einrichtungen zu verteilen hat, dient nach Â§
85 Abs 1 SGB V allein der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung und damit nicht der
(ergÃ¤nzenden) Finanzierung von Krankenhausleistungen.

22

bb) Die Leistungen, die in der von der KlÃ¤gerin betriebenen Notfallambulanz
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erbracht worden sind, sind jedoch als ambulante Notfallbehandlungen zu
qualifizieren. Ohne jeden Zweifel gilt das bei isolierter Betrachtung der Leistungen,
die die KlÃ¤gerin in ihrer Notfallambulanz erbracht hat. Mit der Behandlung in der
Notfallambulanz war ersichtlich noch keine Aufnahme (zu diesem Kriterium vgl BSG
Urteil vom 9.10.2001 â�� B 1 KR 15/00 R â�� SozR 3-2200 Â§ 197 Nr 2 S 4 = juris
RdNr 16; zur MaÃ�geblichkeit der Aufnahme fÃ¼r die Abgrenzung einer
stationÃ¤ren von einer ambulanten Notfallbehandlung vgl BSG Urteil vom 9.10.2001
â�� B 1 KR 6/01 R â�� BSGE 89, 39 = SozR 3-2500 Â§ 13 Nr 25 S 118 = juris RdNr
16) in das Krankenhaus der KlÃ¤gerin verbunden. Erst mit der Aufnahme wird der
Patient in das spezifische Versorgungssystem des Krankenhauses eingegliedert (vgl 
BT-Drucks 12/3608 S 82 â�� zu Â§ 39 SGB V). Die Aufnahmeentscheidung auf der
Basis eines entsprechenden Behandlungsplans wird nach auÃ�en regelmÃ¤Ã�ig zB
durch die Einweisung auf eine bestimmte Station, Zuweisung eines Bettes oder das
Erstellen entsprechender Aufnahmeunterlagen und Ã¤hnliches dokumentiert (BSG
Urteil vom 19.9.2013 â�� B 3 KR 34/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 39 Nr 20 RdNr 13).
Diese Ã¤uÃ�eren Merkmale einer Aufnahmeentscheidung waren in den
streitbefangenen FÃ¤llen bezogen auf das von der KlÃ¤gerin betriebene
Krankenhaus nicht gegeben.

23

cc) Eine Zuordnung der in der Notfallambulanz der KlÃ¤gerin erbrachten Leistungen
zur stationÃ¤ren Behandlung kÃ¤me deshalb allein mit Blick auf die stationÃ¤re
Behandlung in Betracht, die sich an die Notfallbehandlung angeschlossen hat.
Bereits mit Urteil vom 19.11.1985 (6 RKa 38/83 â�� SozR 5550 Â§ 9 Nr 1) hat der
Senat entschieden, dass Leistungen, die zunÃ¤chst ambulant ausgefÃ¼hrt worden
sind, Teil einer sich unmittelbar daran anschlieÃ�enden stationÃ¤ren Behandlung
sein kÃ¶nnen mit der Folge, dass ein Anspruch auf VergÃ¼tung als
vertragsÃ¤rztliche Leistung ausgeschlossen ist. Als Teil der nachfolgenden
stationÃ¤ren Behandlung hat der Senat in diesem Urteil die ambulante Behandlung
durch einen ermÃ¤chtigten (bzw nach damaliger Rechtslage "beteiligten")
Krankenhausarzt angesehen, wenn der Versicherte an demselben Tag wegen
derselben Erkrankung in die stationÃ¤re Behandlung desselben Krankenhauses
aufgenommen worden ist. Damit Ã¼bereinstimmend liegt eine einheitliche
vollstationÃ¤re Behandlung vor, wenn sich nach DurchfÃ¼hrung einer ambulant
geplanten Operation aus medizinischen GrÃ¼nden die Notwendigkeit ergibt, den
Patienten Ã¼ber Nacht im Krankenhaus zu beobachten und weiter zu behandeln
(BSG Urteil vom 4.3.2004 â�� B 3 KR 4/03 R â�� BSGE 92, 223 = SozR 4-2500 Â§ 39
Nr 1 = juris RdNr 29). Etwas anderes soll nach einer Entscheidung des 3. Senats
vom 27.11.2014 (B 3 KR 12/13 R â�� SozR 4-2500 Â§ 129a Nr 1) fÃ¼r den Fall
gelten, dass nach einer sinnvollerweise ambulant begonnenen Chemotherapie, die
ein ermÃ¤chtigter Krankenhausarzt durchfÃ¼hrt, unerwartet Komplikationen
auftreten und eine Notaufnahme in das Krankenhaus erforderlich machen.

24

Der grundsÃ¤tzliche Ausschluss einer gesonderten VergÃ¼tung im System der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung bei einer Behandlung im Krankenhaus findet seine
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Entsprechung in den Regelungen zur KrankenhausvergÃ¼tung: Nach Â§ 7 Abs 1
Satz 2 Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG) werden mit den Entgelten alle fÃ¼r die
Versorgung des Patienten erforderlichen allgemeinen Krankenhausleistungen
vergÃ¼tet. FÃ¼r allgemeine Krankenhausleistungen dÃ¼rfen deshalb â�� von
besonders geregelten Ausnahmen abgesehen (zur Dialyse vgl BSG Urteil vom
19.4.2016 â�� B 1 KR 34/15 R â�� SozR 4-5562 Â§ 2 Nr 1 RdNr 16, 19 ff; BSG Urteil
vom 12.11.2013 â�� B 1 KR 22/12 R â�� BSGE 115, 11 = SozR 4-2500 Â§ 69 Nr 9,
RdNr 14 f, 17; Degener-Hencke in Dietz/Bofinger, KHEntgG, Â§ 2 S 19, Stand August
2012) â�� keine anderen oder gar zusÃ¤tzlichen Entgelte gefordert werden.
Ebenfalls ausgeschlossen ist nach der Rechtsprechung des Senats (BSG Urteil vom
17.7.2013 â�� B 6 KA 14/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 116 Nr 9) die Erbringung und
Abrechnung vertragsÃ¤rztlicher Leistungen durch einen ermÃ¤chtigten
Krankenhausarzt, wenn das Krankenhaus, in dem der ermÃ¤chtigte Arzt tÃ¤tig ist,
genau diese Leistungen als nachstationÃ¤re Krankenhausbehandlung hÃ¤tte
erbringen kÃ¶nnen und wenn die als nachstationÃ¤re Behandlung erbrachte
Krankenhausleistung zudem bereits mit der Fallpauschale gegenÃ¼ber dem
Krankenhaus abgegolten wÃ¤re.

25

Die zur VergÃ¼tung von Leistungen ermÃ¤chtigter KrankenhausÃ¤rzte ergangene
Rechtsprechung des Senats (BSG Urteil vom 19.11.1985 â�� 6 RKa 38/83 â�� SozR
5550 Â§ 9 Nr 1; BSG Urteil vom 17.7.2013 â�� B 6 KA 14/12 R â�� SozR 4-2500 Â§
116 Nr 9) kann im Wesentlichen auf das VerhÃ¤ltnis von ambulanter
Notfallbehandlung zur stationÃ¤ren Krankenhausbehandlung Ã¼bertragen werden:
Wenn ein Versicherter im Anschluss an die Behandlung in einer Notfallambulanz
wegen derselben Erkrankung in die stationÃ¤re Behandlung des Krankenhauses
aufgenommen wird, das auch die Notfallambulanz betreibt, liegt ein einheitlicher
stationÃ¤rer Behandlungsfall vor. Dabei kann es nicht darauf ankommen, ob die
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit bereits zu Beginn der Behandlung in der
Ambulanz feststand oder erst im Verlauf der Behandlung festgestellt wird. Eine
solche Unterscheidung kÃ¶nnte in der Praxis auch nicht zuverlÃ¤ssig getroffen
werden. Die Behandlung in einer Notfallambulanz, die auch allein in der
DurchfÃ¼hrung diagnostischer MaÃ�nahmen zur KlÃ¤rung der Frage bestehen
kann, ob ein Notfall vorliegt (BSG Urteil vom 1.2.1995 â�� 6 RKa 9/94 â�� SozR
3-2500 Â§ 76 Nr 2 = juris RdNr 18), kann nicht sinnvoll von einer
Aufnahmeuntersuchung unterschieden werden, in der geklÃ¤rt wird, ob
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit vorliegt. Die erforderliche Untersuchung
kann nicht in Bestandteile zerlegt werden, die entweder allein der AbklÃ¤rung der
dringenden ambulanten BehandlungsbedÃ¼rftigkeit oder aber der AbklÃ¤rung der
Frage der KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit dienen. Insofern unterscheidet
sich die Behandlung in einer Notfallambulanz auch von der Fallgestaltung, die der
og Entscheidung des 3. Senats des BSG vom 27.11.2014 (B 3 KR 12/13 R â�� SozR
4-2500 Â§ 129a Nr 1) zugrunde lag, in der die durch einen ermÃ¤chtigten Arzt
ambulant durchgefÃ¼hrte Chemotherapie aufgrund unerwartet aufgetretener
Komplikationen abgebrochen wurde, um daran anschlieÃ�end eine stationÃ¤re
Krankenhausbehandlung durchzufÃ¼hren.
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dd) Entgegen der Auffassung der Beklagten sind die soeben dargestellten
GrundsÃ¤tze zur stationÃ¤ren Weiterbehandlung nicht auf die hier maÃ�gebende
Fallgestaltung Ã¼bertragbar, in der sich eine stationÃ¤re Behandlung in einem
anderen Krankenhaus anschlieÃ�t. Eine einheitliche stationÃ¤re Behandlung liegt
nur vor, wenn der Versicherte in der Notfallambulanz des Krankenhauses behandelt
wird, das diesen anschlieÃ�end stationÃ¤r aufnimmt.

27

(1) Allein der Umstand, dass die KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit bereits
zum Zeitpunkt der Behandlung in der Ambulanz der KlÃ¤gerin vorgelegen haben
mag, schlieÃ�t die Erbringung und Abrechnung einer ambulanten Notfallbehandlung
nicht aus. Nach den og Kriterien (RdNr 22 ff) wird aus einer ambulanten
vertragsÃ¤rztlichen Behandlung allein durch die
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit des Versicherten keine stationÃ¤re
Behandlung. Bezogen auf die Behandlung in einer Arztpraxis oder in einer von der
KÃ�V betriebenen Notfallpraxis geht davon auch die Beklagte selbstverstÃ¤ndlich
aus. So kann zB eine Behandlung bei einem Vertragsarzt, in deren Verlauf
Krankenhausbehandlung verordnet wird, zweifellos als vertragsÃ¤rztliche Leistung
vergÃ¼tet werden. Dasselbe gilt fÃ¼r die Untersuchung und Behandlung in der
Notfallambulanz eines Krankenhauses, wenn diese zu dem Ergebnis fÃ¼hrt, dass
eine stationÃ¤re Behandlung erforderlich ist. Es widerspricht auch nicht dem
Wirtschaftlichkeitsgebot, einen Patienten zunÃ¤chst auf seine
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit zu untersuchen und mit ambulanten Mitteln
erstzuversorgen. Bereits diese Untersuchung und â�� soweit erforderlich â��
Erstversorgung ist zu vergÃ¼ten (BSG Urteil vom 1.2.1995 â�� 6 RKa 9/94 â�� SozR
3-2500 Â§ 76 Nr 2 = juris RdNr 18). Die VergÃ¼tung einer ambulanten
Notfallbehandlung kann daher nicht bereits wegen einer bestehenden
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit ausgeschlossen werden, wenn die
Erkrankung des Versicherten einer sofortigen â�� zunÃ¤chst ambulanten â��
Behandlung bedarf und das Krankenhaus, das die Notfallambulanz betreibt, die
erforderliche stationÃ¤re Behandlung nicht selbst durchfÃ¼hren kann.

28

Die in der Notfallambulanz eines Krankenhauses getroffene Entscheidung, den
krankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigen Patienten nicht in das eigene Krankenhaus
aufzunehmen, sondern ihn an ein anderes zur Aufnahme bereites Krankenhaus zu
verweisen, das zur Behandlung der entsprechenden Erkrankung besser geeignet ist,
widerspricht ebenfalls nicht dem Wirtschaftlichkeitsgebot, sondern entspricht
diesem; unwirtschaftlich kÃ¶nnte nur die Behandlung in einem dafÃ¼r nicht
geeigneten Krankenhaus sein. Insofern besteht auch kein Anlass zu der Annahme,
dass von der VergÃ¼tung einer zunÃ¤chst ambulant erbrachten Notfallbehandlung
Fehlanreize ausgehen kÃ¶nnten. Dagegen spricht auch die HÃ¶he der VergÃ¼tung
der ambulanten Notfallbehandlung, die â�� jedenfalls bei alleiniger Betrachtung der
hier streitgegenstÃ¤ndlichen AnsprÃ¼che auf VergÃ¼tung als vertragsÃ¤rztliche

                            10 / 18

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20RKa%209/94
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2500%20§%2076%20Nr%202
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2500%20§%2076%20Nr%202


 

Leistungen nach dem EBM-Ã� â�� weit hinter derjenigen zurÃ¼ckbleibt, die das
Krankenhaus fÃ¼r die stationÃ¤re Behandlung erhalten wÃ¼rde, wenn es den
Notfallpatienten selbst aufnehmen wÃ¼rde. Nach Angabe in der Literatur soll die
von der KÃ�V zu zahlende VergÃ¼tung im Durchschnitt etwa 32 Euro pro
Behandlungsfall betragen (vgl Gutachten 2018 des SachverstÃ¤ndigenrates zur
Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen BT-Drucks 19/3180 S 561,
RdNr 934; Pitz/Hartweg, SGb 2019, 395, 397 f, jeweils mwN). Im vorliegenden
Verfahren ist nach der Streitwertfestsetzung des LSG von durchschnittlichen
Behandlungskosten in HÃ¶he von ca 39 Euro pro Fall auszugehen.

29

(2) Die Untersuchung und Behandlung in der Notfallambulanz kann auch nicht mit
der BegrÃ¼ndung als Bestandteil einer stationÃ¤ren Behandlung angesehen
werden, dass die KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit der Patienten bereits bei
der Untersuchung in der Notfallambulanz der KlÃ¤gerin und nicht erst in dem
Krankenhaus festgestellt worden ist, das die Patienten anschlieÃ�end stationÃ¤r
aufgenommen hat.

30

Die aufnehmenden KrankenhÃ¤user waren an die Feststellung der
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit durch die KlÃ¤gerin nicht gebunden. Nach 
Â§ 39 Abs 1 Satz 2 SGB V hat das aufnehmende Krankenhaus die Erforderlichkeit
einer Krankenhausbehandlung vielmehr in eigener Verantwortung und damit erneut
zu prÃ¼fen (vgl BSG (GroÃ�er Senat) Beschluss vom 25.9.2007 â�� GS 1/06 â�� 
BSGE 99, 111 = SozR 4-2500 Â§ 39 Nr 10, RdNr 29; BSG Urteil vom 17.9.2013 â�� B
1 KR 21/12 R â�� BSGE 114, 199 = SozR 4-2500 Â§ 115a Nr 4, RdNr 25; BSG Urteil
vom 19.6.2018 â�� B 1 KR 26/17 R â�� BSGE 126, 79 = SozR 4-2500 Â§ 39 Nr 30,
RdNr 20, jeweils mwN). Dass bereits in der Notfallambulanz der KlÃ¤gerin von einer
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit ausgegangen worden ist, ist fÃ¼r das
aufnehmende Krankenhaus insofern ohne Bedeutung. Auch das spricht dagegen,
dass die Behandlung in der Notfallambulanz eines Krankenhauses allein infolge der
bereits dort angenommenen KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit zu einem
Bestandteil der nachfolgenden stationÃ¤ren Leistung werden kÃ¶nnte. Dies gilt
umso mehr, als das Krankenhaus der KlÃ¤gerin die fÃ¼r die stationÃ¤re
Behandlung erforderlichen Fachdisziplinen â�� wie zB Neurologie bei Verdacht auf
Schlaganfall â�� nicht vorhielt, sodass nicht ohne Weiteres unterstellt werden kann,
dass das notwendige Fachwissen vorhanden war, um abschlieÃ�end feststellen zu
kÃ¶nnen, ob die Versicherten stationÃ¤r zu behandeln waren. Erst recht konnte in
der Notfallambulanz der KlÃ¤gerin keine Aufnahmeentscheidung mit Wirkung fÃ¼r
ein anderes Krankenhaus getroffen werden. Darin liegt der entscheidende
Unterschied zu einer Aufnahme in das eigene Krankenhaus, Ã¼ber die in der
Notfallambulanz verbindlich entschieden werden kann. Auch unter
BerÃ¼cksichtigung des Umstands, dass Ã�rzte der Notfallambulanz der KlÃ¤gerin
Kontakt mit dem fÃ¼r die stationÃ¤re Behandlung in Aussicht genommenen
Krankenhaus aufgenommen haben, um ua die dort bestehenden
BehandlungsmÃ¶glichkeiten abzuklÃ¤ren, und dass sich das andere Krankenhaus
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im Ergebnis entschieden hat, die zuvor in der Notfallambulanz der KlÃ¤gerin
behandelten Patienten aufzunehmen, wird die ambulante Notfallbehandlung hier
nicht zum Bestandteil der nachfolgenden stationÃ¤ren Behandlung.

31

(3) Ferner kann dem "Vertrag Ã¼ber Allgemeine Bedingungen der
Krankenhausbehandlung" fÃ¼r das Land Brandenburg gemÃ¤Ã� Â§ 112 Abs 2 Nr 1
SGB V nicht entnommen werden, dass eine ambulante NotfallvergÃ¼tung neben
dem sich anschlieÃ�enden stationÃ¤ren Behandlungsfall ausgeschlossen ist. Soweit
das LSG zur BegrÃ¼ndung darauf verweist, dass es der Beklagten "verwehrt" sei,
"sich auf den zwischen den KrankenkassenverbÃ¤nden in Brandenburg und der
Landeskrankenhausgesellschaft Brandenburg abgeschlossenen Vertrag Ã¼ber
Allgemeine Bedingungen der Krankenhausbehandlung zu berufen", ist das
zumindest missverstÃ¤ndlich. Zu Recht macht die Beklagte geltend, dass die durch
den Landesvertrag gestalteten Strukturen auch unabhÃ¤ngig von einer
unmittelbaren Schutzwirkung des Vertrages zugunsten der Beklagten Einfluss
darauf haben kÃ¶nnen, ob eine Leistung als ambulante Behandlung anzusehen und
zu vergÃ¼ten oder aber einer im Zusammenhang damit durchgefÃ¼hrten
Krankenhausbehandlung zuzuordnen ist.

32

Aus den von der Beklagten in Bezug genommenen Regelungen des Vertrages kann
jedoch ersichtlich nicht gefolgert werden, dass die in der Notfallambulanz eines
Krankenhauses durchgefÃ¼hrte Behandlung Bestandteil der nachfolgend in einem
anderen Krankenhaus durchgefÃ¼hrten stationÃ¤ren Behandlung wÃ¤re. Zum
Inhalt des Vertrages hat das LSG keine Feststellungen getroffen, sodass der Senat
nicht gehindert ist, dessen Bestimmungen selbst anzuwenden und auszulegen (vgl
Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl 2017, Â§ 162
RdNr 7b mwN). Mit den VertrÃ¤gen nach Â§ 112 Abs 2 SGB V soll sichergestellt
werden, dass Art und Umfang der Krankenhausbehandlung den Anforderungen des
SGB V entsprechen (BSG Beschluss vom 25.9.2007 â�� GS 1/06 â�� BSGE 99, 111
= SozR 4-2500 Â§ 39 Nr 10, RdNr 31). Fragen der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
und deren VergÃ¼tung kÃ¶nnen in diesen zweiseitigen VertrÃ¤gen, an denen die
KÃ�Ven nicht beteiligt sind, nicht wirksam geregelt werden. Damit
Ã¼bereinstimmend enthÃ¤lt der von der Beklagten in Bezug genommene Â§ 4 des
Vertrages Regelungen zur VergÃ¼tung einer Aufnahmeuntersuchung nach den
fÃ¼r die Krankenhausbehandlung geltenden Bestimmungen: Nach Â§ 4 Satz 2 und
3 des Vertrages ist die Aufnahmeuntersuchung Bestandteil der
Krankenhausbehandlung und der vereinbarten Entgelte. Ergibt die
Aufnahmeuntersuchung, dass keine Krankenhausbehandlung oder eine solche erst
zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt erforderlich ist oder aus medizinischen GrÃ¼nden in
einem anderen Krankenhaus erfolgt, ist eine Abrechnung dafÃ¼r unzulÃ¤ssig.
Vorliegend geht es weder um die VergÃ¼tung einer Aufnahmeuntersuchung noch
um die VergÃ¼tung als Krankenhausleistung.

33
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(4) Zu Recht geht das LSG davon aus, dass auch die BundesmantelvertrÃ¤ge keine
Bestimmungen enthalten, die der VergÃ¼tung der in der Notfallambulanz der
KlÃ¤gerin erbrachten Leistungen entgegenstehen. Die Feststellung Nr 221 der
Arbeitsgemeinschaft nach Â§ 19 Arzt-/Ersatzkassenvertrag (EKV-Ã�) zu Â§ 9 Ziff 1
des Vertrages (DÃ� 1977, 2976) schloss den Anspruch auf VergÃ¼tung fÃ¼r
ambulant ausgefÃ¼hrte vertragsÃ¤rztliche Leistungen eines ermÃ¤chtigten bzw
beteiligten Krankenhausarztes aus, "wenn der Kranke an demselben Tage wegen
derselben Krankheit in die stationÃ¤re Behandlung desselben Krankenhauses
genommen wird". Die Leistung war dann einheitlich der stationÃ¤ren Versorgung
zuzuordnen (BSG Urteil vom 19.11.1985 â�� 6 RKa 38/83 â�� SozR 5550 Â§ 9 Nr 1).
Dabei ist der Senat davon ausgegangen, dass die Feststellung Nr 221 der
Arbeitsgemeinschaft nach Â§ 19 EKV-Ã� im Einklang mit dem geltenden Recht
stand. Die BeschrÃ¤nkung dieses ausdrÃ¼cklichen VergÃ¼tungsausschlusses auf
Fallgestaltungen, in denen der Versicherte in dasselbe Krankenhaus aufgenommen
wird, spricht gegen die von der Beklagten fÃ¼r richtig gehaltene Gleichstellung mit
der anschlieÃ�enden stationÃ¤ren Behandlung in einem anderen Krankenhaus.

34

Der Normtext des EKV-Ã� und des Bundesmantelvertrag-Ã�rzte (BMV-Ã�) in der hier
maÃ�gebenden Fassung des Jahres 2011 enthÃ¤lt keine entsprechende Regelung
zum Ausschluss einer VergÃ¼tung im Hinblick auf eine nachfolgende stationÃ¤re
Behandlung; Â§ 33 Abs 1 EKV-Ã� und Â§ 41 Abs 1 BMV-Ã� sind in Teilen
vergleichbar mit der Feststellung Nr 221 der Arbeitsgemeinschaft nach Â§ 19 EKV-
Ã�, beziehen sich jedoch allein auf die belegÃ¤rztliche Behandlung. Insbesondere
haben die Bundesmantelvertragspartner keine Regelung getroffen, die den
Anspruch auf VergÃ¼tung fÃ¼r die ambulante Behandlung durch einen
ermÃ¤chtigten Krankenhausarzt oder auch durch eine Krankenhausambulanz
ausschlieÃ�t, wenn der Versicherte an demselben Tag nicht in demselben, sondern
in einem anderen Krankenhaus behandelt wird.

35

(5) Lediglich ergÃ¤nzend ist darauf hinzuweisen, dass die Unterscheidung zwischen
Fallgestaltungen, in denen der Versicherte in das Krankenhaus aufgenommen wird,
das die Notfallambulanz betreibt, von solchen, in denen sich an die Behandlung in
der Notfallambulanz eine stationÃ¤re Behandlung in einem anderen Krankenhaus
anschlieÃ�t, soweit ersichtlich auch der allgemeinen Praxis â�� jedenfalls bis zur
Entscheidung des LSG Berlin-Brandenburg vom 12.3.2010 (L 24 KA 1017/05;
ablehnend bereits Haag, KH 2010, 1081; vgl auch Reuther, MedR 2019, 254) â��
entsprach. Die Beklagte hat dargelegt, dass sie erst als Reaktion auf jene
Entscheidung aus dem Jahr 2010 â�� an der dieses LSG nun ausdrÃ¼cklich nicht
mehr festhÃ¤lt â�� systematisch erfasst, ob nach der Behandlung in einer
Notfallambulanz eine stationÃ¤re Behandlung in einem anderen Krankenhaus
durchgefÃ¼hrt wird. Ob andere KÃ�Ven Ã¤hnlich verfahren sind, ist nicht bekannt.
Die AusfÃ¼hrungen zur gegenwÃ¤rtigen Finanzierung der Notfallversorgung im
Gutachten 2018 des SachverstÃ¤ndigenrates zur Begutachtung der Entwicklung im
Gesundheitswesen (BT-Drucks 19/3180 S 559, RdNr 928) sprechen eher dagegen.
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Danach wird die Behandlung in der Notaufnahme mit der VergÃ¼tung des
stationÃ¤ren Aufenthaltes abgedeckt, wenn "der Patient am selben Tag im selben
Krankenhaus stationÃ¤r aufgenommen" wird.

36

(6) Ob die Aufnahme in einem anderen Krankenhaus ausnahmsweise der Aufnahme
in dem Krankenhaus, das die Notfallambulanz betreibt, gleichgestellt werden kann,
sofern sich Hinweise auf eine missbrÃ¤uchliche Gestaltung ergeben, kann
dahingestellt bleiben. In Betracht zu ziehen wÃ¤re dies etwa, wenn die stationÃ¤re
Aufnahme auffÃ¤llig oft in einem anderen Krankenhaus desselben TrÃ¤gers erfolgt
(vgl dazu die dem Urteil des LSG Berlin-Brandenburg vom 12.3.2010 â�� L 24 KA
1017/05 â�� KRS 10.018 zugrunde liegende Fallgestaltung) und wenn fÃ¼r die
Aufnahme gerade in dieses Krankenhaus nicht in erster Linie medizinische
Gesichtspunkte ausschlaggebend waren. DafÃ¼r gibt es hier aber keine
Anhaltspunkte.

37

ee) Dem VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin kann auch nicht mit Erfolg
entgegengehalten werden, dass das Honorar fÃ¼r die ambulante Behandlung in der
Notfallambulanz nicht angefallen wÃ¤re, wenn sich die Patienten jeweils
unmittelbar in die Notfallaufnahme eines Krankenhauses begeben hÃ¤tten, das in
der Lage gewesen wÃ¤re, die erforderliche stationÃ¤re Behandlung
durchzufÃ¼hren. Die VergÃ¼tung der KlÃ¤gerin unterscheidet sich insofern nicht
von derjenigen, die angefallen wÃ¤re, wenn die Patienten in einer Notdienstpraxis
behandelt worden wÃ¤ren, die die Beklagte in ErfÃ¼llung ihres
Sicherstellungsauftrags eingerichtet hÃ¤tte. Dass die in einer solchen
Notdienstpraxis durchgefÃ¼hrte ambulante Behandlung auch dann zu vergÃ¼ten
ist, wenn dort KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit festgestellt wird, wird auch
von der Beklagten nicht in Zweifel gezogen. Es gibt keinen sachlichen Grund
dafÃ¼r, die Notfallambulanz eines Krankenhauses in einer solchen Konstellation
gegenÃ¼ber der von der KÃ�V eingerichteten Notdienstpraxis zu benachteiligen
und die durchgefÃ¼hrte ambulante Behandlung letztlich unvergÃ¼tet zu lassen.
Die Beteiligung der Notfallambulanz eines Krankenhauses an der VergÃ¼tung, die
ein anderes Krankenhaus fÃ¼r die anschlieÃ�ende stationÃ¤re Behandlung
desselben Patienten erhÃ¤lt, ist rechtlich nicht vorgesehen. Die Regelung in Â§ 1
Abs 1 Satz 2 Fallpauschalenvereinbarung (FPV), die fÃ¼r den Fall der Verlegung in
ein anderes Krankenhaus den Anspruch auf eine â�� nach MaÃ�gabe von Â§ 1 Abs
1 Satz 3 Halbsatz 1, Â§ 3 FPV zu mindernde â�� Fallpauschale fÃ¼r beide
beteiligten KrankenhÃ¤user vorsieht (vgl dazu BSG Urteil vom 16.12.2008 â�� B 1
KR 10/08 R â�� SozR 4-2500 Â§ 109 Nr 14 RdNr 14), greift in der vorliegenden
Konstellation, in der im ersten Krankenhaus keine Krankenhausbehandlung,
sondern lediglich eine ambulante Notfallbehandlung stattgefunden hat, nicht ein.

38

d) Der VergÃ¼tungsanspruch besteht auch fÃ¼r die BehandlungsfÃ¤lle, in denen
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Versicherte mit dem Rettungswagen zur Notfallambulanz der KlÃ¤gerin
transportiert worden sind. Entgegen der Auffassung der Beklagten steht einer
Abrechnung Ã¼ber die GesamtvergÃ¼tung nicht entgegen, dass diese NotfÃ¤lle
allein dem Rettungsdienst zuzuordnen wÃ¤ren. Richtig ist, dass der
Sicherstellungsauftrag der KÃ�V seit der Ã�nderung des Â§ 75 Abs 1 Satz 2 SGB V
durch Art 1 Nr 25 des Zweiten Gesetzes zur Neuordnung von Selbstverwaltung und
Eigenverantwortung in der gesetzlichen Krankenversicherung (2. GKV-NOG) vom
23.6.1997 (BGBl I 1520) nicht mehr die notÃ¤rztliche Versorgung im Rahmen des
Rettungsdienstes umfasst, soweit Landesrecht nichts anderes bestimmt (seit der
Ã�nderungen durch das GKV-VersorgungsstÃ¤rkungsgesetz (GKV-VSG) vom
16.7.2015, BGBl I 1211, insoweit inhaltlich Ã¼bereinstimmend Â§ 75 Abs 1b Satz 1
SGB V). Die Rechtsprechung des Senats zum frÃ¼heren Rechtszustand, nach der
die Ã¤rztlichen Leistungen im Rettungsdienst generell Bestandteil des kassen- bzw
vertragsÃ¤rztlichen VergÃ¼tungssystems waren, soweit keine Sonderregelungen
bestanden, ist damit obsolet geworden (BSG Urteil vom 5.2.2003 â�� B 6 KA 11/02
R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 1 RdNr 12, 18). Daraus folgt, dass ein
VergÃ¼tungsanspruch fÃ¼r Ã¤rztliche Leistungen im organisierten Rettungsdienst
seitdem nur noch auf landesrechtliche Vorschriften gestÃ¼tzt werden kann (vgl
BSG Urteil vom 5.2.2003 â�� B 6 KA 11/02 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 1 RdNr 17
ff).

39

aa) Entgegen der Auffassung der Beklagten waren die in der Notfallambulanz der
KlÃ¤gerin erbrachten Leistungen jedoch auch in den FÃ¤llen, in denen Patienten mit
dem Rettungswagen in die Notfallambulanz transportiert worden sind, nicht als
Leistungen des Rettungsdienstes zu qualifizieren. Der Einsatz im organisierten
Rettungsdienst und speziell im Notarztwagen dient in erster Linie der
Notfallversorgung des Patienten und umfasst typischerweise dessen Erstversorgung
nach einem Notfallereignis. Dazu gehÃ¶rt auch die KlÃ¤rung, wo der Patient weiter
zu behandeln ist, wie er den Ort der Weiterbehandlung erreicht und ggf die
Begleitung des Patienten dorthin, typischerweise also in ein Krankenhaus. Die
Aufgaben eines Notarztes im Rettungswagen sind entsprechend eingeschrÃ¤nkt
(BSG Urteil vom 5.2.2003 â�� B 6 KA 11/02 R â�� SozR 4-2500 Â§ 75 Nr 1 RdNr 13)
und jedenfalls mit der Ã�bernahme des Patienten durch die Notfallambulanz des
Krankenhauses abgeschlossen. Daraus kann aber nicht geschlossen werden, dass
mit der Beendigung des Rettungstransports kein Notfall iS des Â§ 76 Abs 1 Satz 2
SGB V mehr vorgelegen haben kann.

40

Dem kann die Beklagte nicht mit Erfolg entgegenhalten, dass die notÃ¤rztliche
Versorgung nach Â§ 3 Abs 3 Brandenburgisches Rettungsdienstgesetz (BbgRettG)
Aufgabe der Notfallrettung sei. Das LSG hat zum entsprechenden Landesrecht auch
hier keine Feststellungen getroffen, sodass der Senat nicht gehindert ist, die
Bestimmungen des BbgRettG anzuwenden und auszulegen (vgl Leitherer in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl 2017, Â§ 162 RdNr 7b mwN). Die
genannte Vorschrift kann ersichtlich nur dahin verstanden werden, dass der
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Rettungsdienst auch die im Zusammenhang mit der Notfallrettung erforderliche
notÃ¤rztliche Versorgung umfasst, nicht jedoch in dem Sinne, dass jede
notÃ¤rztliche Versorgung â�� etwa in der Notfallambulanz eines Krankenhauses â��
ausschlieÃ�lich Bestandteil des Rettungsdienstes wÃ¤re und damit keine
vertragsÃ¤rztliche Versorgung. Das ergibt sich auch aus Â§ 3 Abs 2 BbgRettG, der
â�� inhaltlich Ã¼bereinstimmend mit in anderen BundeslÃ¤ndern geltenden
Rettungsdienstgesetzen (vgl zB Art 2 Abs 2 Bayerisches Rettungsdienstgesetz, Â§ 1
Abs 1 Rettungsdienstgesetz Baden-WÃ¼rttemberg, Â§ 2 Abs 2 Satz 1 und 2
Rettungsdienstgesetz Berlin) â�� bestimmt, dass die Notfallrettung unverzÃ¼gliche
lebenserhaltende MaÃ�nahmen einleiten und weitere schwere gesundheitliche
SchÃ¤den bei Notfallpatienten verhindern soll. Sie soll ihre TransportfÃ¤higkeit
herstellen und Notfallpatienten mit einem Rettungsfahrzeug unter fachgerechter
Betreuung "in eine fÃ¼r die weitere Versorgung geeignete Gesundheitseinrichtung"
befÃ¶rdern. Dieser Auftrag ist mit der Beendigung des Rettungstransports und der
Ã�bergabe des Patienten in die Notfallambulanz eines Krankenhauses
abgeschlossen. Damit Ã¼bereinstimmend verpflichtet Â§ 12 Abs 1 BbgRettG die
KrankenhÃ¤user "entsprechend ihrem Versorgungsauftrag" zur ortsnahen
Notfallversorgung. Die Vorschrift geht also davon aus, dass die KrankenhÃ¤user
Leistungen der Notfallversorgung im Rahmen ihres Versorgungsauftrags und damit
nicht als Leistungen des (gemÃ¤Ã� Â§ 133 SGB V landesrechtlich geprÃ¤gten)
Rettungsdienstes erbringen. Damit kann ausgeschlossen werden, dass die
Notfallambulanz der KlÃ¤gerin bei der ambulanten Behandlung von Patienten, die
mit Rettungswagen eingeliefert worden waren, Aufgaben des Rettungsdienstes
wahrgenommen hat.

41

bb) Zuzugestehen ist der Beklagten, dass es nicht sinnvoll ist, einen Patienten mit
dem Rettungswagen in die Notaufnahme eines Krankenhauses zu transportieren,
welches die mutmaÃ�lich erforderliche stationÃ¤re Behandlung nicht erbringen
kann oder darf. Eine solche "Fehlsteuerung" kann aber insbesondere in den FÃ¤llen
nicht immer vermieden werden, in denen entweder die
KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit als solche oder aber die Art der
erforderlichen Behandlung erst in der Notfallambulanz des Krankenhauses erkannt
wird. Allein aus dem Umstand, dass ein Transport im Rettungswagen durchgefÃ¼hrt
wird, kann jedenfalls noch nicht auf die BehandlungsbedÃ¼rftigkeit in einem
Krankenhaus geschlossen werden (zum erheblichen Anteil von
Fehlinanspruchnahmen des Rettungsdienstes vgl zB Pitz/Hartweg, SGb 2019, 395,
398 f). Zwar hat die Beklagte die Auffassung vertreten, dass die insoweit
erforderlichen diagnostischen MaÃ�nahmen hier bereits im Rettungswagen
durchgefÃ¼hrt worden seien oder jedenfalls hÃ¤tten durchgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnen. Ob das in einzelnen FÃ¤llen, auf die sich die sachlich-rechnerische
Richtigstellung bezieht, zutrifft, kann auf der Grundlage der Feststellungen im Urteil
des LSG nicht abschlieÃ�end beurteilt werden. Es bedarf gleichwohl keiner
ZurÃ¼ckverweisung an das LSG zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts, weil es
darauf im Ergebnis nicht ankommt. Selbst wenn die Behandlung in der
Notfallambulanz der KlÃ¤gerin in einzelnen FÃ¤llen durch eine verbesserte
Koordination des Rettungsdienstes hÃ¤tte vermieden werden kÃ¶nnen, wird
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dadurch die VergÃ¼tung fÃ¼r eine tatsÃ¤chlich durchgefÃ¼hrte ambulante
Notfallbehandlung, die unter den gegebenen UmstÃ¤nden erforderlich geworden
ist, nicht ausgeschlossen. Weder dem VergÃ¼tungsanspruch eines Krankenhauses,
das eine erforderliche ambulante Notfallbehandlung durchfÃ¼hrt, noch dem
Behandlungsanspruch eines Patienten, der in der konkreten Situation auf die
medizinische Hilfe angewiesen ist, kann entgegengehalten werden, dass die
Notfallbehandlung hÃ¤tte vermieden werden kÃ¶nnen, wenn effektivere Strukturen
im Bereich des Rettungsdienstes und der Notfallversorgung existieren wÃ¼rden.

42

Die Erkenntnis, dass eine bessere Koordination von Rettungsdienst und
vertragsÃ¤rztlichem Notdienst erforderlich ist, hat inzwischen auch Eingang in die
maÃ�gebenden gesetzlichen Bestimmungen gefunden: Nach Â§ 75 Abs 1b Satz 6
SGB V (idF des GKV-VSG vom 16.7.2015, BGBl I 1211) sollen die KÃ�Ven mit den
Rettungsleitstellen der LÃ¤nder kooperieren. Zudem sollen die KÃ�Ven den
Notdienst nach Â§ 75 Abs 1b Satz 2 (idF des Krankenhausstrukturgesetzes vom
10.12.2015, BGBl I 2229) auch durch Kooperation und organisatorische
VerknÃ¼pfung mit zugelassenen KrankenhÃ¤usern sicherstellen und hierzu
entweder Notdienstpraxen in oder an KrankenhÃ¤usern einrichten oder
Notfallambulanzen der KrankenhÃ¤user unmittelbar in den Notdienst einbinden.
Nach Â§ 75 Abs 1a Satz 2 SGB V (idF des Terminservice- und Versorgungsgesetzes
vom 6.5.2019, BGBl I 646) kÃ¶nnen die von den KÃ�Ven einzurichtenden
Terminservicestellen mit den Rettungsleitstellen der LÃ¤nder kooperieren.

43

cc) Allerdings kann ein VergÃ¼tungsanspruch fÃ¼r eine ambulante
Notfallbehandlung nach Auffassung des Senats im Einzelfall ausgeschlossen sein,
wenn ein Patient die Notfallambulanz mit dem Rettungswagen so schwer erkrankt
oder verletzt erreicht, dass eine von der medizinischen Versorgung im
Rettungsdienst zu unterscheidende ambulante Behandlung von vornherein nicht in
Betracht kommt und der Rettungstransport fortgesetzt werden muss, weil der
Patient ohne jeden vernÃ¼nftigen Zweifel sofort und unmittelbar in einem anderen
Krankenhaus behandelt werden muss. In einem solchen Fall kann die Behandlung
bis zur Einlieferung in das aufnehmende Krankenhaus insgesamt dem
Rettungstransport zuzuordnen sein. FÃ¼r das Vorliegen solcher Fallgestaltungen
gibt es hier jedoch nach den im Urteil des LSG getroffenen Feststellungen keine
Anhaltspunkte. Danach sind die Patienten in der Notfallambulanz der KlÃ¤gerin
behandelt worden. AusschlieÃ�lich fÃ¼r diese Behandlungen, nicht aber fÃ¼r
etwaige Behandlungen im Rahmen des Rettungstransportes, macht die KlÃ¤gerin
einen VergÃ¼tungsanspruch geltend. Allein der Umstand, dass erstversorgende
MaÃ�nahmen in einem Rettungswagen durchgefÃ¼hrt werden, schlieÃ�t den
Anspruch auf VergÃ¼tung fÃ¼r die nachfolgende Behandlung in einer
Notfallambulanz nicht aus.

44
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e) Einem VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin steht schlieÃ�lich nicht entgegen,
dass ein Teil der streitgegenstÃ¤ndlichen Behandlungen zu
sprechstundenÃ¼blichen Zeiten durchgefÃ¼hrt wurde. Zwar weist die Beklagte
zutreffend darauf hin, dass nach der Rechtsprechung des Senats die faktische
ErÃ¶ffnung eines zweiten Versorgungsweges durch die Behandlung in
Notfallambulanzen von KrankenhÃ¤usern mit dem gesetzlich vorgegebenen
Vorrang der VertragsÃ¤rzte im Rahmen der ambulanten vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung nicht vereinbar ist. Allein der Wunsch eines Versicherten nach einer
ambulanten Behandlung im Krankenhaus verbunden mit der Geltendmachung
akuten Behandlungsbedarfs stellt zu Zeiten regulÃ¤rer vertragsÃ¤rztlicher
Sprechstunden keinen "Notfall" iS des Â§ 76 Abs 1 Satz 2 SGB V dar (BSG Urteil vom
2.7.2014 â�� B 6 KA 30/13 R â�� SozR 4-2500 Â§ 76 Nr 2 RdNr 13). Andererseits hat
der Senat aber auch klargestellt, dass das berechtigte Anliegen, eine
Inanspruchnahme der Notfallambulanzen von KrankenhÃ¤usern zu den Ã¼blichen
Sprechstundenzeiten nach MÃ¶glichkeit zu vermeiden, nicht dadurch erreicht
werden kann, dass einem Versicherten, der eine Notfallsituation annimmt und der
deshalb die Notfallambulanz eines Krankenhauses zu Sprechstundenzeiten
aufsucht, die Behandlung ohne Weiteres verweigert wird (BSG Urteil vom 26.6.2019
â�� B 6 KA 68/17 R â�� juris RdNr 22, zur VerÃ¶ffentlichung in SozR 4 vorgesehen).
Vielmehr muss sich der Krankenhausarzt zumindest Ã¼ber die Beschwerden des
Patienten und dessen Zustand unterrichten, ehe er eine Entscheidung Ã¼ber das
weitere Vorgehen trifft. Bereits eine orientierende Befragung und Untersuchung ist
eine Ã¤rztliche TÃ¤tigkeit, die einen VergÃ¼tungsanspruch nach sich zieht (BSG
Urteil vom 1.2.1995 â�� 6 RKa 9/94 â�� SozR 3-2500 Â§ 76 Nr 2 S 5 = juris RdNr
18). Dass die KlÃ¤gerin hier in NotfÃ¤llen tÃ¤tig geworden ist, steht auÃ�er Frage,
und dies ist auch von der Beklagten ausdrÃ¼cklich nicht in Zweifel gezogen
worden. Sie hat nicht geltend gemacht, dass eine Notfallbehandlung nicht
erforderlich gewesen wÃ¤re, sondern dass diese im Hinblick auf die bestehende
stationÃ¤re BehandlungsbedÃ¼rftigkeit von vornherein nicht als ambulante
Behandlung zu qualifizieren sei. Das trifft indes aus den og GrÃ¼nden nicht zu.

45

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs 1 Satz 1 Teilsatz 3 SGG iVm Â§
154 Abs 2 VwGO. Danach hat die Beklagte die Kosten des von ihr ohne Erfolg
eingelegten Rechtsmittels zu tragen.

Erstellt am: 14.04.2020

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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